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Abonnemeuts⸗Einladung. 
Unſere geehrten Leſer, namentlich die 
auswärtigen, bitten wir, das Abon⸗ 
nement auf unſere Zeitung recht bald er⸗ 
neuern zu wollen, damit ihnen dieſelbe ohne 
Unterbrechung zugeht und wir ſogleich die 
Stärke der Auflage feſtſtellen können. Die 
reichhaltige Fülle des Materials, welches 
wir aus den politiſchen Tages⸗ 
ereigniſſen, aus den jetzigen 
ſo intereſſanten Kammerbe⸗ 
richten, aus den lokalen und pro⸗ 
vinziellen Begebniſſendarbieten, 
die Schnelligkeit unſerer Nachrichten iſt ſo 
bekannt, daß wir es uns verſagen können, 
zur Empfehlung unſerer Zeitung irgend 
etwas zuzufügen. Wir werden auch ferner⸗ 
bin für ein ſpannendes und in⸗ 
tereſſantes Feuilleton ſorgen. 
Der Preis der zweimal täglich er⸗ 
scheinenden Stettiner Zeitung beträgt 
außerhalb auf allen Poſtanſtalten vierteljähr: 
lich nur zwei Mark, in Stettin in der 
Expedition monatlich 50 Pfen⸗ 
vine. mit Bringerlohn 70 Pfg. 
5 Die Redaktion. 
daudtags-wWerbanblaug 
8 I: a * . Augesioneichbaus, ES 
380. Sitzung vom 21. Junt. 1 
Präſcdent v. Köller eröffnet die Sitzung 
um 1 Uhr. 


8 che: Kultusminiſter v. Putt⸗ 
tamer und mehrere Kommiſſarien. 

Nach Bewilligung einiger Urlaubsgeſuche theilt 
der Präſtdent mit, daß das Präſidium des 
Hauſes geſtern die Ehre gehabt, vom Kronprinzen, 
der Frau Krouprinzeſſin und vom Prinzen Wilhelm 
zur Entgegennahme der Glückwünſche des Abgeord⸗ 
netenhauſes anläßlich der Verlobung des Prinzen 
Wilhelm empfangen zu werden. Er ſei beauftragt, 
dem hohen Haufe den Dank der hohen Herrſchaften 
bierfür auszuſprechen. 

Tagesordnung: 

Fortſetzung der zweiten Berathung des Geſetz⸗ 
entwurfs betreffend Abänderungen der 
kirchen polltiſchen Geſeßze. 

Die Brrathung beginnt bei Artikel 4, der von 
der Kommiſſton geſtrichen, nach der Regierungsvor⸗ 
lage folgenden Wortlaut hat: 

„Einem Biſchof, welcher auf Grund der 89 
24 ff. im Geſez vom 12. Mai 1873 durch ge 
richtliches Urtheil aus ſeinem Amte entlaſſen wor⸗ 
den iſt, kann von dem Könige die ſtaatliche Aner⸗ 
kennung als Biſchof ſeiner früheren Diözeſe wleder 
ertheilt werden.“ 

Hierzu beantragen Abg. Stengel und Ge- 
noſſen für den Fall der Annahme des Artikels 4: 

3) die Worte „von dem Könige“ zu erſetzen 
durch „von dem Staats miniſterlum mit königlicher 
Genehmigung“, 

b) am Schluſſe zuzuſetzen: „ſobald derſelbe 
die Verpflichtung zur Anzeige in Gemäß heit des 
Geſetzts anerkannt oder durch Handlungen die Ab- 
ſicht an den Tag gelegt hat, der Anzeigepflicht zu 
genügen. 

(Es haben ſich 6 Redner gegen und 12 Red⸗ 
ner für den Artikel 4 zum Wort gemeldet.) 

Abg. v. Bennigſen (gegen): Er habe 
bereits in der Kommiſſion Gelegenheit genommen, 
zu erklären, daß er und feine Parteigenoſſen für 
den Art. 4 nicht ſtimmen könnten. Heute habe er 
dieſe Erklärung Namens der nationalliberalen Partei 
zu wiederholen. Jeder einzelne feiner Fraktions⸗ 
genoſſen würde gegen den Art. 4 und gegen ein 
Grjep ſtimmen, welches dieſen Artikel 4 enthält. 
Sollte alſo eine Mehrheit für den Artikel 4 ſtim⸗ 
men, ſo würde nur eines möglich ſein: entweder 
kommt das Geſetz nicht zu Stande oder es kommt 
zu Stande durch eine Koalition der Rechten mit 
dem Centrum. Es jei dabei ganz gleichgültig, ob 
diejes Reſultat ſchließlich durch eine negative oder 
poſttive Aktion des Centrums erreicht wird. Ueber 
den Inhalt des vorliegenden Geſetzts könne man 
r verſchiedener Meinung fein, ganz aufgeklärt jet 
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die Tendenz, welche mit der Einbringung der Vor ⸗ 
lage verbunden iſt, keineswegs, weder durch die Mo⸗ 
tive, durch die Verhandlungen in der Kommiſſton, 
noch durch die Auslaſſungen des Herrn Kultusmi⸗ 
niſters. Er könne der Meinung ſein, daß man 
den Kampf mit veränderten Mitteln fortſetzen will, 
oder den bedrängten katholiſchen Gemeinden im 
Lande zur Hülfe kommen will; doch ſei das nicht 
feſtgeſtellt. Aber eins ſtehe feſt, wenigſtens gehe 
das aus den publizirten Depeſchen hervor, daß 
nämlich dieſes Geſetz nicht gehandhabt werden ſoll, 
um die politiſche Stellung des Centrums zu ver⸗ 
beſſern. Dieſe Wirkung ſolle ausgeſchloſſen ſein 
Wenn alſo dieſe Vorlage aus den Händen des 
Centrums und der Konſervativen angenommen wird, 
dann beneide er die Mitglieder des Staats miniſte⸗ 
er nicht, welche ſich in eine ſolche Lage gebracht 
haben. 
dieſe Umarmung mit dem Centrum nicht für ganz 
unbedenklich halten. (Widerſpruch.) Die konſer⸗ 
vative Strömung in unſerem Lande könnte ſonſt 
leicht an einem Tage verloren gehen. Hätte ſeine 
Partel nur Fraktionsintereſſen im Auge, dann könnte 
ihr das nur erwünſcht ſein; aber es würde ver⸗ 
werflich fein, bei Fragen von jo ſchwer wiegender 
Bedeutung ſich weſentlich von Fraktlons⸗ oder Par⸗ 
tei-Intereſſen leiten zu laſſen. Dleſe ſchwierigen 
Verhältniſſe ließen ſich nur regeln im Intereſſe und 
zum Wohle des Landes, und zwar ſo, daß weder 
Staat noch Kirche ihre Prinzipien opfern — das 
ſei gar nicht möglich, ſondern durch Nachgiebigkeit, 
wodurch allein ein ertröglicher Jugand aeſchaffen 
werden könne. Dazu gehöre die volllemmenſte Un⸗ 
defaugenbeit, uud 4s ſet die Pflicht aller Parteien, 


been e e ae bir Frage zu regeln. 


Redner geht ſovann näher auf die Gründe eln, 
weshalb. feine Fraktion ſich außer Stande ſehe, für 
den Artikel 4 zu flimmen. Ich halte es für aus⸗ 
geſchloſſen, wolle man zu friedlichen Zuſtanden zu⸗ 
rückkehren, die Biſchöfe zurückzuberufen, deren Ber- 
halten, wie durch gerichtliches Erkenntniß feſtgeſtellt 
worden, mit der öffentlichen Ordnung unverträglich 
geweſen und die des halb ihres Amtes entſetzt worden. 
Wolle man dieſe Biſchofe wieder in ihr Amt zu⸗ 
rüdführen, dann wäre es beſſer geweſen, die Mat- 
geſetze überhaupt nicht zu erlaſſen (Sehr richtig !), 
den Kampf mit ſolchen Mitteln zu beginnen. Er 
(Redner) behaupte, daß dieſe Biſchöfe gar nicht zur 
Durchführung eines ſolchen Friedens geeignet jeien. 
Redner erinnert an das Verhalten des Erzbiſchofs 
von Köln, Melchers, und an den Eid, welchen der⸗ 
ſelbe als Biſchof geleiſtet. Durch dieſen Eid habe 
ſich der Biſchof verpflichtet, den Gehorſam gegen 
die Geſetze bet der Bevölkerung ſeiner Dioͤzeſe zu 
befördern. Welchen Eindruck werde nun die Rück⸗ 
berufung dieſes Biſchofs in der Rheinprovinz ma⸗ 
chen! Wolle die Regierung den Kampf gegen die 
römiſche Hierarchie mit Erfolg durchführen, dann 
müſſe ſie die Zuſtimmung des Volkes auf ihrer 
Seite haben. Die Zurückberufung der abgeſetzten 
Biſchöfe wäre nur ein Triumph der ecelesin mili- 
tans und der ultramontanen Partei. Wenn die 
Regierung eine Verſtändigung anſtrebt, dann müſſe 
ſie ſich an die jungen Elemente und deren Vertreter 
anſchließen, mit welchen eine Uebereinſtimmung in 
größerem Maaße herbeigeführt werden kann. Er 
habe beretis diejenigen Punkte bezeichnet, die ihm 
als unannehmbar erſcheinen. Er ſei bereit, Kon⸗ 
zeſſionen zu machen, jo weit dies irgend möglich iſt. 
Er erblicke leine Gefahr darin, daß rite angeftellte 
Geiſtliche geiſtliche Amtshandlungen in benachbarten 
Gemeinden ausüben, ja es ſei gegen ſein Gefühl, 
daß dieſe für eine ſolche Amtshandlung beſtraft 
werden. Seine Partei jei alſo gern bereit, Er- 
leichterungen eintreten zu laſſen, fie müſſe aber eine 
Gefahr darin erblicken, wenn die Regierung zurück⸗ 
weicht. Begnadigungen aller zu Geld- und Frei⸗ 
heiteſtrafen verurtheilten Biſchöſe und Geiſtlichen, 
in ihre früheren Aemter können und dürfen 
wir ſie aber nicht wieder einſetzen. (Lebhafter 
Beifall.) 


Kultusminiſter v. Puttkamer: Die Er⸗ 
klärung, mit welcher der Vorredner begonnen, hat 
mich allerdings nicht überraſcht, aber ich habe fie 
mit großem Bedauern vernommen. Ich muß dar- 
aus den Schluß ziehen, daß er und ſeine Freunde 
ſchlechterdings für den Art. 4 nicht zu gewinnen 
ſein werden. Mich enthebt dieſe Erklärung nicht 
der Verpflichtung, hier vor Ihnen auf das Nach⸗ 


drücklichſte für die Annahme des Art. 4 zu plal- 
Der Herr Vorredner hat die Gründe ent⸗ 


diren. 


Jedenfalls werden die Konſervativen ſelbſtJ henden Geſetze zu mildern 


wickelt, weshalb ſeine Partei nicht für den Art. 4 
ſtimmen kann. Ich komme in allen Punkten zu 


dem entgegengeſetzten Reſultat. Ich will zunächſt 
verſuchen, den politiſchen Gedanken, welcher dieſer 
Vorlage zu Grunde liegt, Ihnen vorzuführen. Ich 
gehe dabti nicht auf die Geneſis des Kirchenkonflikts 
zurück, ich konſtatire nur, daß derſelbe einen Zuſtand 
herbeigeführt hat, der der Abhülfe durch die Geſetz⸗ 
gebung dringend bedarf. Dieſe Thatſache tft von 
keiner Seite beſtritten worden. Wenn wir von 
dieſem Nothſtand auszugehen haben, wenn wir ſa⸗ 
gen, daß in dieſem Augenblick ein modus vivendi 
nicht zu erreichen iſt, dann bleibt nichts anderes 
übrig, als ein Geſetz zu Stande zu bringen, welches 
es ermöglicht, das hierarchiſche Gerüſt der katho⸗ 
liſchen Kirche, welches jetzt in Schutt und Trümmer 
liegt, wieder aufzurichten und die Härten der beſte⸗ 
Das iſt doch eln klarer 
politiſcher Gedanke! Von dem Herrn Vorredner 
iſt eigentlich nur ein Argument hervorgehoben wor⸗ 
den. Er hat geſagt, welchen Eindruck wird es ma⸗ 
chen, wenn die abgeſetzten Biſchöfe wieder in ihr 
Amt ringeführt werden. Ich frage: wo find denn 
die Thatſachen, auf welche der Herr Vorredner ſich 
ſtützt? Man ſpricht von großen Erregungen, die die 
Rückberufung herbeiführen werde. Sie werden mir 
glauben, wenn ich Ihnen ſage, daß ich dem Gang 
der öffentlichen Meinung über dieſe Frage ſehr ge⸗ 
folgt bin, und da tritt mir Folgendes entgegen. 
Oeffentliche Manifeſtationen in dieſem Sinne gegen 
den Art. 4 ſind ganz vereinzelt aufgetreten, wohl 
aber habe ich in einer großen Menge nationallide- 
raler Blätter geleſen, daß die natlonalliberale Parte! 
ablehnen (dg Rickert: Ven Beclu 
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Preſſe (Heiterkelt). 
unſere beſte Lehrmelſterin, an die Geſchichte 
ßen befindet ſich nicht zum erſten Mal in einem 
ſolchen Konflikt. Wenn ſolche ſcharfe Beſtimmun⸗ 
gen ſchon früher Geltung gehabt hätten, was wäre 
dann aus dem unglücklichen Erzbiſchof von Dundee 
geworden. Ich zweifle keinen Augenblick, daß, wenn 
einer oder der andere Kirchenfürſt wieder in ſein 
Amt eingeführt werden ſollte, dies in den betref⸗ 
fenden Diözeſen eine große Freude hervorrufen wird. 
Ich finde das ebenſo natürlich wie chriſtlich; denn 
man möge auf einem Standpunkt ſtehen auf wel- 
chem man wolle, das werden Sie doch aus den 
Gefühlen des katholiſchen olkes nicht heraus brin⸗ 
gen können, daß ſie dieſe entſetzten Kirchenfürſten 
nach wie vor als ihre Oberhirten anerkennen. Und 
was die Triumpbe anlangt, jo können Sie ſich auch 
hier durch eine Berufung auf die Geſchichte tröften. 
Der Erzbiſchof von Fiume iſt auch mit Triumph 
in ſeiner Diözeſe wieder aufgenommen. Man hatte 
bei dieſer Gelegenheit die Rückkehr des Kirchenfür- 
ſten mit Transparenten gefeiert. Und was ſtand 
wohl auf dieſen Transparenten? „Dankbarkeit 
dem Könige für die Freilaſſung des Biſchofs!“ 
„Es lebe Friedrich Wilhelm IV., welcher die Ket⸗ 
ten löſte, die Thränen trocknete und unſere Religion 
in Schutz nahm!“ u. ſ. w. Die Gefahr eines 
Triumphzuges wird alſo nicht ſo groß ſein, wenn 
Sie den Art 4 annehmen. Der Miniſter wendet 
ſich ſodann zu den vorliegenden Anträgen und er⸗ 
kennt an, daß der freikonſervative Antrag im Prin- 
zip von der Regierungsvorlage nicht abweicht. Der 
politiſche Gedanke, der in dieſem Antrage liegt, ſei 
richtig und werde die Retzierung von der Annahme 
oder Ablehnung deſſelben ihre Entſchließungen nicht 
abhängig machen. Dem Miniſter erſcheint die ge- 
genwärtige Situation unberechenbar, weshalb ſich 
die Regierung einſtweilen noch reſervirt verhalten 
und ſich ihre weiteren Entſchließungen vorbehalten 
müſſe. (Beifall rechts.) 


Juſtizminiſter Dr. Frledberg: Als die 
Beſprechungen wegen Beſeitigung des kirchlichen 
Nothſtandes und Ausarbeitung eines eventuellen 
Geſetzes eingeleitet wurden, wurde auch die Frage 
erörtert, ob es nicht nöthig und nützlich ſei, die 
Möglichkeit zu ſchaffen, einen oder den anderen der 
verurtheilten Kirchenfürſten in ihr Amt zurückzu⸗ 
führen. Es lag nahe, daß dies durch den könig⸗ 
lichen Gnadenakt geſchehe. Nun iſt der Theorie 
nach das Begnadigungsrecht des Monarchen aller⸗ 
dings ein abſslutes, durch keine Schranke gebunde⸗ 
nes, und auch ſehr viele Schriftſteller vertreten dle⸗ 
ſen Standpunkt. Es iſt nun zwar richtig, daß das 
Gnadenrecht eines der erſten Souveränetätsrechte 
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iſt, und es unterliegt keinem Zweifel, daß jedwede 
gegen die Biſchöfe ausgeſprochene Strafe, ſei es 
eine Geld- oder Gefängnißſtrafe, im Wege der Be⸗ 
gnadigung erlaſſen werden kann. Das preußiſche 
Landrecht iſt in dieſer Beziehung durch die Ver⸗ 
faſſung in keiner Weiſe alterirt vorden. Aber nach 
$ 24 des Geſetzes vom 12. Mai 1873 hat die 
Amtoentlaſſung die Erledigung der Stelle zur Folge, 
und hiermit iſt dem Begnadigungsrecht die Grenze 
gezogen. Der Staat hat dem Biſchof kein Amt 
verliehen, durch einen landesherrlichen Akt kann 
alſo auch dem Biſchof nicht ein entzogenes Amt 
wieder verliehen werden, der König kann den durch 
richterliches Erkenntniß entſetzten Biſchof nicht wie⸗ 
der in ſein Amt einſetzen, wenn er nicht beſonders 


dazu autoriſirt if. Es iſt daher nöthig, durch das 


Geſetz dieſe Autoriſation zu ſchaffen, und zu dieſem 
Behufe iſt der Art. 4 Ponzipirt worden. — Aus 
der preußiſchen Staatspraxis will ich nur noch dus 
anführen, daß es immer ſo geweſen iſt, daß das 
durch ein Urthell aberkannte Amt durch den Ve⸗ 
gnadigungsakt nicht wieder verliehen werden konnte. 
Es war dazu jedes Mal ein beſonderer zweiter Akt 
des Monarchen erforderlich. 

Abg. Graf Limburg⸗Stirum: Wenn 
die Herren uns auf dem von uns vorgefchlagenen 
Wege folgen wollen, ſo werden ſie zu dem ſo drin⸗ 
gend erſehnten Frieden weſentlich beitragen. In 
den Kreifen, die gerade mit gemiſchter, katholischer 
und proteſtantiſcher Bevölkerung beſetzt ſind, wird 
die Angelegenheit des Kulturkampfes am ſchärfſien 
verfolgt. Die Grundlagen der Maigeſetzgebung 
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gegenſetzt. Ebenſo wenig, wie mir der Abg. ven 
Bennigſen beweiſen kann, daß die Zurückberuſung 
eines Biſchofs die Autorität des Staates ſchädigen 
wird, ebenſo wenig kann ich ja beweiſen, daß dies 
nicht der Fall fein wird. Man muß eben den 
Verhältniſſen Vertrauen entgegenbringen. Ich fe 
natürlich voraus, daß der zurückzuberufende Biſchof 
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Proffen Widerſta 


entſchiedene Garantien bietet, daß er ſich nunmehr 


auf den Boden der beſtehenden Geſetze ſtelleu 
wollte. Auf dieſe Garantien lege ich einen großen 
Werth. Es iſt gejagt worden, daß die Verhand⸗ 
lungen mit Rom abgebrochen ſeien und daß man 
fortan nichts mehr mit Rom zu thun habe; meine 
Herren, ich glaube nicht, daß das richtig iſt, ich 
glaube, daß wir zu einem Frieden nur unter Mil⸗ 


wirkung der Kurie kommen können. Wir haben 


durch die Entſetzung eines Biſchofs einen Eingriff 
in die kanoniſchen Rechte gethan, und es muß na⸗ 
turgemäß der Kurie ſchwer fallen, ſich ohne Wei⸗ 
teres auf den Standpunkt der Landes geſetze zu 
ſtellen. Ich ſehe in der Haltung der nationallibe⸗ 
ralen Partei zu meinem Bedauern ein Hir derniß 
zur Herbeiführung des Friedens. Aber ich meine, 
daß trotz dieſer ſchroffen Stellung der Partel dieſe 
gegenwärtigen Verhandlungen viel dazu beitragen 
werden, eine Klärung in die kirchliche Geſetzgeb vag 
zu bringen. Ich bitte Sie, meine Herren, nehmen 
Sie den Art. 4 mit dem Amendement der freikon⸗ 
ſervativen Partei an. 

Abg. Dr. Gneiſt erklärt es für ſehr mißlich 
und ſchwer, zuverläſſige Garantien von der Kurie 
zu erlangen, da Rom ſich nie unbedingt den Staats- 
geſetzen unterwerfen könne. Das hieße Unmögliches 
von den Biſchöfen verlangen. Aus demſel ben 
Grunde ſeien für den Redner auch die freikonſer⸗ 
vattven Amendements unannehmbar. Der Staat 
würde ſich mit dieſem Art. 4 in die allerſchlimm te, 
in ihren Konſequenzen völlig unlogiſche Situation 
bringen, ſeine Souveränetät um ein Linſengericht 
an Rom verkaufen. Der Unerſchütterlichkeit der rö⸗ 
miſchen Grundſätze gegenüber könne ſich der Staat 
nur durch die gleiche Unerſchütterlichkeit feiner Ge⸗ 
ſetze und die moraliſche Macht ſeiner Richterſprüche 
ſchützen. Durch Verleſung zahlreicher Belegstellen 
aus der Encyklika und anderen Aktenſtücken der 
Kurie ſucht der übrigens auch heute nur ſehr mon⸗ 
gelhaft zu verſtehende Redner die Richtigkeit diefer 
Theſen zu erhärten. 

Abg. Irhr. v. Zedlitz (Mühlhauſen) S: 
muß mich Namens meiner politiſchen Freunde 
nächſt gegen den Antrag Brüel erklären, und ım. 
aus den vom Herrn Juſtizminiſter ange fü 


. 
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Gründen. Auch halte ich nichts für bedenklicher, und entſchieden an ſich nicht. Und wenn bier 
als die Perſon des oberſten Landesherrn hineinzu- und da jetzt etwas in dieſer interimiſtiſchen Ab⸗ 
ziehen. Um dies zu vermeiden, haben wir geglaubt, ſtimmung acceptirt werden ſollte, was er und ſeine 
daß es angezeigt iſt, in einem ſolchen Ausnahme- Freunde für abſolut unzuläſſig halten, ſo ſei das 
falle das Staatsminiſterium vorn in die Breſche nur die Nutzanwendung von dem, was er neulich 
zu ſtellen, damit es die Verantwortung für die] von Herrn Richter gelernt habe. ( Heiterkeit.) 
Dinge auch faktiſch zu tragen in der Lage jei.| Wenn die Sache nicht fo ernſt wäre, dann würde 
Was den Artikel 4 ſelbſt betrifft, jo muß ich mich er zu feinen Freunden ſagen: „Hier iſt kein Blei⸗ 
in Widerſpruch zu dem Herrn Kultusminiſter ſetzen, ben mehr für uns!“ Die Abgg. Gneiſt und Vir⸗ 

indem ich der Anſicht bin — ich habe ſebr häufig| how hätten es für gut gefunden, ſogar an die 
— Gelegenheit gehabt, in dieſer Beziehung Erfahrungen | Leidenschaften des Volkes zu appelliren. Es fet 
- zu ſammeln, — daß in der That eine mächtige] ſchwer, feſtzuſtellen, was öffentliche Meinung iſt, 
und tiefe Erregung in weiten Kreiſen der Bevölke- desbalb ſuche man auf dieſe von hier aus einzu⸗ 
rung über den Artikel 4 Platz gegriffen hat, und wirken. Man werfe der katholiſchen Kirche Into⸗ 
zwar nicht zum Mindeſten in proteſtantiſchen und leranz vor. Ja, ſie iſt intolerant, weil ſie glaubt, 
konſervativen Kreiſen (Abg. v. Ludwig: Heraus im Beſitze der Wahrheit zu fein, und Jeder, der 
damit! Gelächter). Sie haben jetzt nicht das im Beſitze der Wahrheit zu ſein glaubt, ſucht die⸗ 
Wort, Herr v. Ludwig! Der Eindruck des Ar⸗ ſelbe geltend zu machen. Die katholiſche Kirche 
tikels 4 beſtand einerſeits darin, daß er nur ein verlangt nichts weiter als eine freie Bewegung. 
Schuldgeſtändniß des Staates an die Kirche ſel. Die Meinungen der Kirchen ſind verſchieden und 
Die tiefe Erregung der Bevölkerung ift völlig er- können nur auf dem Wege der Wiſſenſchaft gelöft 
klä lich, um jo mehr, wenn man bedenkt, daß werden, und es iſt deshalb in der That wunderlich, 
Biſchöfe, die ſich gegen die Staatsgeſetze vergangen, daß gerade die Herren Profeſſoren es ſind, welche 
deren Verbleiben mit der ſtaatlichen Ordnung nicht dieſer freien Bewegung der Kirche entgegentreten. 
mehr verträglich und die deshalb entfernt worden, Aber auf der Schule ſteckt eben das Gift! (Heiter⸗ 
n ihre alten Aemter wieder eingeſetzt werden ſollen. keit.) Redner wendet ſich hierauf gegen die Aus- 

Darin liegt der Unterſchied zwiſchen der Amneſtirung führungen des Juſtizminiſters. Das Begnadi⸗ 
volitiſcher Revolutionäre und dem gegenwärtigen gungsrecht ſet der Ausdruck der ſtaatlichen Macht⸗ 

8 l. Solches Verfahren muß einen tief verletzen- vollkommenheit, die Strafen und die Folge derſel⸗ 

den Eindruck auf das gerade in Preußen jo hoch ben voll und ganz zu tilgen. Die Beſchränkungen, 

entwickelte Rechts bewußtſein machen. Auch bei mei- auf welche der Herr Miniſter in der Verfaſſung 
ner Partei, bei welcher das Staatsbewußtſein viel-| hingewieſen, fein nicht poſitives Recht. Das Recht 
leicht gerade deshalb ſtärker entwickelt iſt, weil es] des Monarchen dürfe nicht beſchränkt werden. Er 
ſich nicht einſeitig gegen die Kirche entwidelte, fon-| würde deshalb ſagen, wenn der Art. 4 verworfen 
dern ſich auf alle Theile des öffentlichen Lebens er⸗ wird, ſo ſei der Monarch durchaus nicht behindert, die 
ſtreckte, hat Artikel 4 einen ſehr peinlichen Eindruck] Begnadigung eintreten zu laſſen. Die Angriffe gegen 
gemacht. Ich will es hier nicht verhehlen, daß, Ledochowski und Melchers hätten weiter keinen Zweck, 13. April d. J, nicht nur als Begünſtiger, fon- 
wenn wir dieſem erſten Eindruck folgen wollten, als die freie Entſchließung des Königs zu beſchränken dern als Theilnehmer an dem Jagdvergehen zu be⸗ 
kaum Einer oder der Andere aus unſerer Mitte eine öffentliche Meinung im Lande gegen die Be- | frafen. 
ſich für dieſen Artikel erhoben haben würde, aber gnadigung künſtlich zu erzeugen, und der Antrag, — Die Abtheilung der kirchlichen Alterthümer 
Herr v. Bennigſen hat bereits hervorgehoben, daß der daran geknüpft iſt, lege der Krone nur Feſſeln des Provinzial⸗Muſeums iſt, wie die „Stralſ. Ztg.“ 
bei Fragen von jo ungemeiner prinzipieller Wich- an. Er fei der katholiſchen Kirche und allen ho- mittheilt, ſoeben um ein intereſſantes Stück ver⸗ 
tizkeit es ſich nicht genſemt, nach dem augenblid-| netten Proteſtanten ſchuldig, ihnen öffentlich zu er-] mehrt worden. Der Bautechniker Herr Scholtz be⸗ 

3 lichen Eindruck zu entſcheiden, bei der Mehrzahl klären, daß dieſe Invectiven durchaus nicht begrün- merkte vor einiger Zeit unter zurückgeſetzten Bau⸗ 

10 meiner Freunde hat eine nochmalige ruhige Erwä⸗ det find. Für ihn und ſeine Freunde feien dieſe | Utenfilien im Heilgeiſtkloſter ein aus Stein gear- 
? gung Platz gegriffen, welche zu der Stellung un- Biſchöfe würdige Zeugen für die Wahrheit, die fie beitetes Becken, ſetzte den Vorſtand des Muſeums 
eres Antrages geführt hat, eine Anzahl derſelben] bekannt haben, fie feien die modernen Märtyrer in von dieſem Funde in Kenntniß, und das Provijo- 

ft indeſſen auch jetzt noch der Meinung, daß dem dem Kampfe gegen den Unglauben und gegen die rat des Kloſters genehmigte bereitwilligſt die Ueber⸗ 

erſten Eindruck zu folgen jei, und ich fürchte ſehr, moderne Wiſſenſchaft. Die Erkenntniſſe, auf die führung deſſelben ins Muſeum. Das Becken, aus 

durch die Ausführungen von jener Seite if die man ſich beruft, ſeten Produkte aus dem heißen ſchwediſchem Kalkſtein beſtehend, war, nach einer 

ahl derſelben ſtark vermehrt worden. Unterſuchen Kampfe des Kulturkampfes. Der Friede könne Größe zu ſchließen (es hat im Lichten einen Durch⸗ 

zer nun den Grundgedanken dieſes Geſetzes: Der) leinen beſſeren Aus druck finden, als wenn der Köl⸗ meſſer von 60 und eine Tiefe von 25 em.) ur- 
Abgeordnete von Bennigſen hat eine völlige Klar-⸗ ner Dom am 5. September in Gegenwart Sr. ſprünglich zu einem Taufſteine beſtimmt; die Tau- 

beit darüber vermißt, in wie fern der Artikel 4 die] Majeſtät des Kaiſers und des Erzbiſchofs Melchers fen des Mittelalters erforderten einen größeren Um⸗ 
Bedeutung habe, der Regierung die Erreichung ihrer | eingeweiht würde. Ohne dieſen Artikel 4 oder ohne fang als gegenwärtig, da der Taufakt damals in 

= Zwecke zu ermöglichen. Mit dem Herrn Kultus- das Ziel deſſelben ſei jeder Verſuch zu einem Frie- dem Untertauchen des ganzen Körpers, nicht wie 

a miniſter ſtimme ich darin überein: Der Zweck iſt] den abſolut vergeblich und das ganze Geſetz ſei 


jetzt in dem Benetzen des Kopfes beſtand. In 
nach der einen Richtung hin, unſeren kathollſchen dann bedeutungslos. Redner wiederholt, daß er] der Kloſterkirche zum Heiligen Geiſt aber, wo keine 


— In der Zeit vom 13. bis 19. Juni ſind 
hierſelbſt 28 männliche, 18 weibliche, in Summa 
46 Perſonen polizeilich als verſtorben gemeldet, 
darunter 25 Kinder unter 5 und 8 Perſonen über 
50 Jahre. : 

— Am Sonntag Vormittag badete der Ar⸗ 
beiter Eichelberg aus Güſtow in dem Schiff⸗ 
fahrtsgraben der chemiſchen Produkten⸗Fabrik in 
Pommerensdorf, als er plötzlich von Krämpfen be⸗ 
fallen wurde und ertrank, ehe ihm Hülfe gebracht 
werden konnte. 

— Als der Sonnabend Mittag von Stral- 
fund abgelaſſene Perſonenzug der Berlin-Stettiner 
Bahn zwiſchen Miltzow und Greifswald dem letzten 
Wärterhauſe zueilte, ſprang plötzlich aus einer Hecke, 
wo er ſich jo lange verſteckt gehalten hatte, ein 
Menſch hervor und ſtellte ſich kurz vor dem heran⸗ 
braufenden Zuge auf die Schienen. Die Noth- 
pfeife ertönte und der Zug hielt bald genug. Aber 
der ganze Zug war doch ſchon über den Lebens⸗ 
müden hinweggegangen, der als Leiche aufgefunden 
wurde. Es ſind ihm beide Beine abgefahren, ſein 
Tod wird aber wohl ſchon durch den gewaltigen 
Stoß der Lokomotive erfolgt ſein. 

Der Verunglückte ſoll der Student der Philo⸗ 
logie Martin Richter aus Greifswald ſein, der 
hierſelbſt Domſtraße 2 wohnte und der ſchon feit 
8 Tagen Anzeichen von Tiefſinn gezeigt; er hatte 
ſich geſtern früh aus ſeiner Wohnung entfernt. Er 
it der Sohn eines Ackerwirths aus Drewitz in der 
Provinz Brandenburg. 

— Holt Jemand im Einverſtändniß mit Wild⸗ 
dieben das unrechtmäßig erlegte Wild vom Orte 
der That ab und bringt er es in Gemeinſchaft mit 
den Wilddieben in Sicherheit, ſo iſt er, nach einem 
Erkenntniß des Reichsgerichts, II. Straffenats, vom 


ſenſchaftlichem Ernſt das Weſen eiſerner Wetter⸗ 
käſten mit Aneroid⸗Barometer und Thermometer für 
Signalftellen erſter Klaſſe. Die Damen hörten dem 
intereſſanten Vortrage des jungen, ſchönen und ele⸗ 
ganten Mannes aufmerkſam zu und am Schluſſe 
der Konverſation bat eine junge 17jährige Dame 
um die Karte des Studioſus. Dieſelbe wurde höf⸗ 
lich überreicht. Wie erſtaunt war der Jüngling, 
als er am anderen Tage einen Heirathsantrag von 
der jungen, liebenswürdigen Schönen erhielt, welche 
ſich ſchriftlich als die einzige Tochter des zweifachen 

Millionärs W. in Newyork vorſtellte. Eine An⸗ 

frage durch den Kabel-Telegrappen wurde vom Papa 
bejahend beantwortet, und wird die Hochzeit, nach? 
dem der Amerikaner hier eingetroffen fein wird, auc 
bald gefeiert werden. 


Ziterarifches. ‘ 
Birnbaum, Wichtige Tagesfragen. Berlin, | 
Theodor Hofmann. Der Verfaſſer, Profeſſor an 
der Univerſttät zu Leipnig, bietet uns Vorleſungen 
über die Parteibeſtrebungen auf dem Gebiete der 
Wir thſchaftspolitik, über Freihandel und Schutzzoll, 
Sozialismus und Wirthſchafts⸗Reformen, kurz über 
alle mehr oder minder wichtigen Parteien der Ge⸗ 
genwart auf dem Gebiete der Wirthſchafts⸗ Politik. 
Das Urthell in dem Buche iſt überall höchſt be⸗ 
ſonnen, die Darſtellung anregend und lehrreich; 7 
das Buch kann daher allen, die ſich belehren wollen, | 
warm empfohlen werben. 1953 


Viehmarkt. 9 

Berlin, 21. Juni. Es fanden zum Ber⸗ 
kauf: 2187 Rinder, 4473 Schweine, 1567 Kälber, 
26,351 Hammel. 

Der Rindviehhandel war, trotzdem der Markt 
beinahe geräumt wurde, im Ganzen ein recht lang⸗ 
ſamer. Nur ganz feine nicht zu ſchwere Ochſen 
wurden ziemlich ſchnell abgenommen und durch⸗ 
ſchnittlich mit 2 Mark (60 —62) höher bezahlt, 
während feine Kühe und Bullen nur zum vorwö⸗ 
chentlichen Preis (58 — 60) Abnehmer fanden. 
Was die übrigen Qualitäten anbetrifft, ſo wurde 
bezahlt für Prima 52—54, für Sekunda 48—49 
und füc Tertia 40—43 Mark pro 100 Pfund 
Schlachtgewicht. 

Das Geſchäft in Schweinen war ein etwas 
lebhafteres als in der Vorwoche, ohne daß indeſſen 
höhere Preiſe bewilligt wurden. Es wurden auch 
heute angelegt für beſte Mecklenburger 58 —60, 
für ſchwere gute Landſchweine 55 — 57, für leich 
tere engliſche Raſſe 54 —55 und für Ruſſen 50 
bis 52 Mark pro 100 Pfund Schlachtgewicht bel = 
einer Tara von 20 Prozent. Bakuner wurden g 
nicht unter 60 Mark bei 45—50 Pfund Tara ab⸗ 
gegeben. 3 

Kälber wurden nur ſehr langſam zu gebrüd- 
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Mitbürgern die Möglichkeit einer geordneten Stel- an den Ernſt des Fürſten Bismarck zur Herſtellung] Taufen vorgekommen ſein werden, wird das Becken beſte Waare 50 „ fü geri ngere 35 45 Pf. ore! 
ſorgt zu gewähren und damit jene ernſten Bedräng- des Friedens nicht glaube, wenigſtens jo lange nicht, als Weibwaſſerſtein benutzt w 8 Schlacht gew 8 


K 2 2 
Weiſe, wie dies auch mit dem in der St. Nicolai⸗ 
Kirche an dem nordweſtlichen Pfeiler befindlichen 
Steinbecken der Fall geweſen ſein dürfte, deſſen ur⸗ 
ſprüngliche Beſtimmung ſicherlich auch die eines 
Taufſteines war. Das Werk, achtſeitig, auf jeder 
Seite in einem von Strickwindungen gebildeten 
Rundbogen einen ſtyliſirten Löwen in flachem Relief 
zeigend, die Ecken mit ftylifieten Bäumen ornamen⸗ 
tirt, weiſt in Auffaſſung und Styliſtrung der Dar- 
ſtellungen entſchieden auf nordiſche Arbeit hin und 
iſt ohne Zweifel in Schweden gearbeitet. Könnte 
es nach der Stylifirung der Reliefs ſehr wohl dem 
12. Jahrhunderte an ehören, jo wird es doch wahr- 
ſcheinlich, da die älteſten nordiſchen Taufſteine rund 
oder vierkantig ſind, um ſeiner polygonen Form 
willen dem Ende des 13. oder 14. Jahrhund rts 
zugewieſen werden müſſen. > 
— Der Kultusminifter hat neuerdings ein 
Reſkript an die Bezirks⸗Regierungen erlaſſen, in 
welchem er fi über zu große Dimenſionen der 
Klaſſenräume mißbilligend ausläßt. Es heißt darin 
u. A.: Abmeſſungen von 10,36 Meter Länge und 
7,22 Meter Breite, welche einen Flächenraum der 
Schulzimmer von 74,80 Quadratmeter ergeben, 
greifen zu weit über den Umfang eines zweckmäßi⸗ 
gen Klaſſenzimmers hinaus, deſſen Aufgabe darin 
beſteht, einer Schülerzahl bis zu 80 hinreichenden 
Raum zu gewähren. Hierfür genügen aber min. 
deſtens 48 bis 60 Quadratmeter, und über 80 
Schüler ſoll eine Klaſſe in der Regel nicht faſſen. 
Eine volle Ausnutzung des größeren Raumes würde 
auch ſchon die Über das zweckmäßige Maximum von 
9 Metern hinausgehende Länge der Schulſäle ver⸗ 
bieten, da erfahrungs mäßig über dieſes Maß hin⸗ 
aus ein mittelgutes Auge ſchon uicht mehr im 
Stande iſt, kleinere Gegenſtände, etwa Schriftzeichen 
u. ſ. w., ſicher zu erkennen. 


Vermiſchtes. 

— Die Berliner Fiſcherei⸗Ausſtellung hatte 
auch eine Geſellſchaft von fünf gerade auf der Reiſe 
befindlichen amerikaniſchen Damen, welche auch von 
einigen älteren Kammerjungfern begleitet war, hier⸗ 
her geführt. Die Damen, welche ſtets gemeinſam 
ihre Ausflüge machten, intereſſirten ſich beſon ers 
für die wiſſenſchaftliche Abtheilung. Die Ausftel- 
lung der deutſchen Seewarte zu Hamburg, deren 
eiferner Wetterkaſten täglich während der Dauer der 
Ausſtellung die Wetterberichte für die Oſtſeehäfen 
und die Wetterkarte der Seewarte bringt, war ein 
Punkt, welcher das junge Amazonen-Korps beſon⸗ 
ders intereſſirte. Sie disputirten darüber in dem 
ſchattigen Konzert⸗Garten, ohne ſich über das Thema 
klar zu ſein. Ein bereits in höherem Semeſter be⸗ 
findlicher Studioſus der Naturwiſſenſchaften, der zu⸗ 
fällig an einem Nebentiſche ſaß, fühlte das Be⸗ 
dürfniß, ſich den jungen Damen als Lehrer zu prä- 
ſentiren, und erklärte den jungen Damen mit wiſ⸗ 


un ſſe zu beſeittgen; aber dieſer Zweck ſoll und kanne 
Lund dies iſt der zweite Gedanke der Vorlage 
nur erzielt werden, wenn vorhergegangen {ft 
die Anerkennung der Anzeigepflicht, das Nachgeben 
von Seiten der Kurie. Alle diejenigen Beſtimmun⸗ 
— gen, welche bezwecken, daß die Seelſorge wieder 
bhergeſtellt wird, find alſo nach der einen Richtung 
bin Zwecke, nach der anderen nur Mittel. Und 

5 dec Zweck kann nur erreicht werden, nachdem ein 
Nachgeben von Seiten der Kurie erfolgt if. In 
der Richtung, eine Nachgiebigkeit der Kurie gegen- 


Der Hammel-Auftrieb beſtand zu einem Drit- 
tel aus fetter, zu zwei Drittel aus mittlerer und 2 
magerer Waare. Das Geſchäft in erſterer war, 5 
da zum Export nur ſehr wenig gekauft wurde, der 
lokale Bedarf aber auch nur ein geringer, ſehr 
langſam und flau. Bezahlt wurde feinſte Waare | 
mit 50, weniger gute mit 40-45 Pf. pro 1 | 
Pfund Schlachtgewicht. — Der Handel in letzterer 5 
(Weidevieh) verlief, da Käufer fehlten, ganz ſchlecht, 
ſo daß der Markt bei Weitem nicht geräumt | 
wurde. | 


klärt ſich ſodann nochmals entſchieden gegen die 
von den Freikonſervativen beantragte Klauſel, die 
ſowohl antimonarchiſch als antibismarckiſch ſei. Dieſe 
Klauſel werde für ihn bei der Schlußabſtimmung 
maßgebend fein, heute werde er für das große Prin⸗ 
zip der Rückberufung der Biſchöfe ſtimmen. (Bei⸗ 
fall im Centrum.) 

Die Diskuſſion wird geſchloſſen und zunächſt 
ein Abänderungsantrag des Abg. Brüel abge 
lehnt. 

Die eventuelle Abſtimmung über den Antrag 
Stengel ergiebt eine Majorität für denſelben 
(es ſtimmen die beiden konſervativen Fraktionen, die 
Fortſchrittspartei und die Nationalliberalen für den⸗ 
ſelben); ebenſo wird Art. 4 mit dem Amendement 
Stengel in namentlicher Abſtimmung mit 250 ge- 
gen 150 Stimmen angenommen. (Abg. Schellwitz 
enthält ſich der Abſtimmung.) 

Dagegen ſtimmen die Nationalliberalen, die 
Jortſchrittspartei, die Miniſter v. Puttkamer, Bitter 
und Graf Eulenburg, ſowie die konſervativen Abgg. 
Schreiber und v. Meyer (Arnswalde); für den jo 
amendirten Art 4 ſtimmen die beiden konſervattven 
Gruppen, das Centrum und die Polen.) 

Die Sitzung wird ſodann vertagt. 

Schluß 5 / Ubr. 

Nächſte Sitzung: Dienſtag 11 Uhr. 

Tagesordnung: Fortſetzung der heutigen Be⸗ 
rathung. 


über der prinzipalen Ordnung des Staates zu er⸗ 
“zeichen, iſt der Art. 4 von großer Wichtigkeit. Um 
den kirchlichen Frieden wiederherzuſtellen, erſcheint 
. allerdings die Möglichkeit einer Zurückberufung als 
das einzige Mittel, zumal die Kurie ſelbſt großen 

Werth darauf legt. 

Abg. Prof. Virchow: Er werde fo wenig 
der Regierungsvorlage als dem Antrage der Frei⸗ 
konſervativen zuſtimmen; dieſer letztere wolle die An- 
zeigepflicht mildern, womit man nicht ſehr weit kom⸗ 
men werde. Es ſei ſehr bedenklich, in kurzer Zeit 
noch einmal Verſuche zu machen, die vorher zurüd- 
gewieſen ſind. Die katholiſche Kirche ſei zu allen 
Zeiten dieſelbe geweſen. Die Vorſtellungen, welche 
die Herren Stroſſer und Stöcker von der katholi⸗ 
ſchen Kirche haben, feien wohlwollende Betrachtun⸗ 
gen, welche in der Wirklichkeit ohne Fundament 
ſind; man müßte denn die Abſicht haben, mit Sack 
und Pack zur katholiſchen Kirche überzugehen. Er 
und feine politiſchen Freunde ſelen außer Stande, 
diejenige Kirche als für uns maßgebend anzuer⸗ 
kennen, welche die Prinzipien der Intoleranz pre⸗ 
digte. Er glaube, man könne noch eine Zeit lang 
warten, ehe man ſich über ein Syſtem verſtändige, 

| welches an die Stelle desjenigen treten kann, das 
e wir jetzt vor uns haben. Einfach zurückzukehren zu 
* demjenigen Syſtem, welches dem Staat als ein fo 
feindliches entgegengetreten iſt, halte er für unmög⸗ 
lich. Er ſei immer der Meinung geweſen, daß man 
— auch unberechtigten Geſetzen gegenüber ſich unter⸗ 
ar werfen müſſe, jo lange dieſelben Geſetze ſeien. Red⸗ 
4 ner bittet zum Schluß, daß die Regierung aus 
gr ihrer reſervirten Stellung heraustrete, und ihre de⸗ 
5 finitiven Entſchlleßungen trifft. Es ſei nothwendig, 
tin eine beſtimmte Pofition zu den vorliegenden Anträgen 
anzunehmen, um Klarheit in die Sache zu bringen. 
(Beifall links.) 

Abg. Dr. Windthorſt: Die ſehr bezeich- 
nenden Erklärungen des Herrn v. Bennigſen und 
die in Folge dieſer Erklärungen von dem Herrn 
Kultusminiſter eingenommene reſervirte Stellung zu 

2 den vorliegenden Anträgen veranlaßten ihn, in dem 
gegenwärtigen Stadium ebenfalls eine Reſervation 
ceeinzunehmen, nämlich die: daß alle Abſtimmungen, 
die er und ſeine Freunde gemacht haben und noch 
machen werden, rein eventuelle find. Alle dieſe Ab⸗ 
. ſtimmungen ſeien blos interimiſtiſche Zwiſchenſätze 


Telegraphiſche Depeſchen. 
Breslau, 21. Juni. Nach amtlicher Feſt⸗ 
ſtellung des Landraths des Kreiſes Lauban find bei 
der Ueberſchwemmung 51 Perſonen um's Leben ge- 
kommen und 105 Wohnhäuſer eingeſtürzt. 
eſt, 21. Junl. Die Seſſion des Reichs⸗ 
tages wurde heute geſchloſſen, der Beginn der näch⸗ 
ſten Seſſion iſt auf den 25. September d. J. feſt⸗ 
eſetzt. 
* Paris, 21. Junt. In den Bureaux der De- 
putirtenkammer erklärte der Polizeipräfekt Andrieux, 
wenn die Amneſtie gewährt ſei, jo müſſe die Re⸗ 
gierung, unterfügt von den Kammern und dem 
Lande, entſchloſſen gegen die Partei der Kommune 
vorgehen. Die Regierung gewähre die Amneſtie 
nicht für, ſondern gegen die Mitglieder der Kom ⸗ 
mune. 

Madrid, 21. Juni. Dem Vernehmen nach 
hat der Miniſterpräſident Canovas von dem Ver⸗ 
treter Marokkos einige Zugeſtändniſſe erhalten. Lep- 
tere hätte die Aufrechthaltung des Status quo in 
der Frage wegen der Handelsagenten acceptirt. 

Petersburg, 21. Juni. Der kaiſerlichen Be⸗ 
rathung unterbreitete das Miniſterium einen Plan, 
betreffend eine vorläufige Einführung des Reprä⸗ 
ſentativſyſtemo. Es ſoll zum Zwecke eines Ver⸗ 
ſuches mit allgemeinen Wahlen und parlamentari- 
ſcher Regierung in Rußland zunächſt eine Art 
Agrarkammer einberufen werden, die bloß in Bezug 
auf Landwirthſchaft und Verwaltung des flachen 
Landes kompetent fein ſoll. Die Gegner des Re⸗ 
präfentativfpftems befehden noch das Projekt und 
haben für das Parlament, das ſich ja viel mit 
Dünge- und Viehzucht⸗Intereſſen beſchäftigen ſoll, 
eigenthümliche ruſſiſch⸗derbe Schmeichelnamen. 

Petersburg, 21. Juni. Am 25. d. Mts. 
werden vor dem hieſigen Militärgerichtshofe die 
Verhandlungen in dem Prozeß Abnowsky beginnen. 
Bei Reviſton der Akten betreffs inhaftirter politi- 
ſcher Verbrecher hat Graf Loris Melifoff gefunden, 
daß die meiſten der 193 Angeklagten in den Jah⸗ 
ren 1872 bis 1873 verhaftet worden ſind und 
ſich ſeit dieſer Zeit ohne Verurtheilung in Gefan⸗ 
genſchaft befinden. Man glaubt, daß viele der An⸗ 
geklagten als ſchuldlos ſofort werden in Freiheit 
geſetzt werden. 


Denutſchland. 

Berlin, 21. Juni. Von Seiten Olden⸗ 
burgs ſind beim Bundesrath zwei Anträge geſtellt 
worden: erſtens bezüglich der für die Statiſtik des 
Waarenverkehrs beſtehenden Anmeldeverpflichtung, die 
für den Verkehr mit den Freihafengebieten von 
Hamburg-Altona und Bremen zu beſchließenden Er⸗ 
leichterungen auch für den Verkehr mit dem Frei⸗ 
hafen Brake beſchließen zu wollen; zweitens zu be⸗ 
ſchließen, daß gemiſchte Tranſitläger von Getreide 
für das Herzogthum Oldenburg in den Weſerorten 
Elsfleth und Norderhauſen geſtattet werden dürfen 


Provinzielles. 

Stettin, 22. Juni. Heute Morgen gegen 4 
Uhr entſtand an der Königsthor⸗Paſſage ein großer 
Lärm, der Revierwächter eilte dazu und ſah meh⸗ 
rere Menſchen, welche in brutalſter Weiſe auf eine 
am Boden liegende Perſon einhieben. Als dieſel⸗ 
ben den Wächter erblickten, entflohen ſie, doch ge⸗ 
lang es, zwei derſelben, den Kellner Max Neu- 
mann und den Schloſſer Auguſt Picker, feſtzu⸗ 
nehmen und zur Haft zu bringen. Der Mißhan- 
delte, ein Steuermann Jantzen, hat mehrere Kopf⸗ 
wunden erhalten, in Folge deren er auf der Wache 
in eine längere Ohnmacht fiel. 


